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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

In der Herbstsession 2020 überwies der Ständerat stillschweigend ein Postulat seiner
Rechtskommission zur Einführung der Redlichkeitskultur im Schweizer Recht.
Darunter wird der Ansatz verstanden, dass bei einem Vorfall – typischerweise einem
Unfall oder Beinahe-Unfall in der Luftfahrt – nicht die Einzelpersonen für die Fehler
bestraft, sondern die Schwachstellen in der Organisation aufgedeckt werden sollen, die
kumulativ zum Ereignis geführt haben. Mit der Überweisung des Postulats erhielt der
Bundesrat den Auftrag, zu prüfen, wie dieses generelle Prinzip in
hochsicherheitsrelevanten Bereichen wie der Luftfahrt oder dem Gesundheitswesen
verankert werden könnte. Die Kommission hatte das Postulat eingereicht, weil sie das
Anliegen einer entsprechenden parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 19.478)
für unterstützungswürdig hielt, die mit der Initiative angestrebte Umsetzung jedoch als
problematisch erachtete. Gemäss geltender Rechtsprechung könne eine Person, die
sich mit einer Fehlermeldung selbst belaste, auf dieser Grundlage strafrechtlich
verfolgt werden, erklärte Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) den Stein des
Anstosses. Als Lösung hatte die parlamentarische Initiative vorgesehen, unter
bestimmten Umständen auf die Strafverfolgung zu verzichten. Dies liefe in der Ansicht
der Kommission aber den Interessen der Strafverfolgung, insbesondere der
Rechtsgleichheit und dem Anspruch der Opfer auf Durchsetzung des Strafrechts sowie
auf Schadenersatz, zuwider. Mit dem Postulat soll nun aufgezeigt werden, wie die
Redlichkeitskultur verankert werden könnte, ohne mit dem Strafrecht in Konflikt zu
kommen. 1

POSTULAT
DATUM: 23.09.2020
KARIN FRICK

Strafrecht

Die 1989 vom Neuenburger Ständerat Béguin (fdp) eingereichte Motion, welche
verlangte, dass zu lebenslänglichen Freiheitsstrafen verurteilte Triebtäter nur
ausnahmsweise in den Genuss der vorzeitigen Entlassung kommen sollen, wurde als
Postulat überwiesen. Dabei zeigte Bundespräsident Koller (cvp) zwar durchaus
Verständnis für das Anliegen, die Bevölkerung vor gefährlichen Gewalttätern zu
schützen. Er verwies aber bezüglich der konkret zu ergreifenden Massnahmen auf die
Arbeit der Expertenkommission, welche sich mit der Revision des Allgemeinen Teils des
Strafgesetzbuches befasst. 2

POSTULAT
DATUM: 14.03.1990
HANS HIRTER

Gemäss der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS), welche die Anzeigen der Polizei bei
den Gerichten – d.h. die ermittelten, aber noch nicht verurteilten Täter – erfasst, hat
die Kriminalität 1997 nochmals stark zugenommen. Nachdem im Vorjahr ein markanter
Anstieg bei den Gewaltverbrechen (namentlich Tötung und Raub) zu verzeichnen war,
nahmen 1997 vor allem die Einbruchsdiebstähle und die Sexualdelikte zu. Der Anteil der
Ausländer am Total der ermittelten Täter überstieg erstmals 50 Prozent. Davon hatte
rund ein Viertel den Wohnsitz nicht in der Schweiz. Diese wachsende Anzahl von
international tätigen ausländischen Kriminellen führte auch zu Vorstössen im
Parlament. Der Nationalrat überwies zwei Postulate von Freund (svp, AR) bzw. Bircher
(cvp, AG) (Po. 97.3171) für eine bessere Überwachung der Landesgrenzen, namentlich
durch eine Aufstockung des Grenzwachtkorps. 3

POSTULAT
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER

Der Ständerat befasste sich in der Dezembersession mit der im Vorjahr vom Bundesrat
präsentierten Revision des Strafgesetzbuchs (Allgemeine Bestimmungen, Einführung
und Anwendung) und stimmte der Vorlage zu. Grundsätzlich umstrittene Punkte gab es
in der kleinen Kammer keine, jedoch wurde eine grosse Anzahl von Detailveränderungen
am Regierungsentwurf und zudem einige Verschärfungen beschlossen. Die wichtige
Neuerung, die vorsieht, dass anstelle von kurzen Freiheitsstrafen bis zu sechs Monaten
eine neue Geldstrafe (oder eine gemeinnützige Arbeit) eingeführt wird, blieb
unbestritten. Auf Antrag seiner Rechtskommission setzte der Rat aber den
Höchsttagessatz von 2000 auf 3000 Fr. hinauf. Als neue Strafe im Sinne einer
Zusatzmassnahme fügte er auch noch ein Fahrverbot für Delikte ein, die nicht in

POSTULAT
DATUM: 14.12.1999
HANS HIRTER
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Zusammenhang mit dem Strassenverkehrsgesetz stehen. Es kann bei Tätern angeordnet
werden, die ein Fahrzeug zur Tatbegehung verwendet haben. Die vom Bundesrat
beantragte Heraufsetzung der Maximaldauer der bedingt ausgesprochenen Strafen von
18 Monaten auf drei Jahre wurde etwas modifiziert, indem dem Richter die Kompetenz
eingeräumt wird, abhängig vom Verhalten des Verurteilten, auch bei kürzeren
Haftstrafen den bedingten Strafvollzug nicht zu gewähren. Die vom Bundesrat
beantragte Verwahrung von gemeingefährlichen und nicht resozialisierbaren
Gewalttätern wurde in dem Sinne verschärft, dass der Richter sie nicht bloss anordnen
kann, sondern, wenn die Gefahr weiterer Taten besteht, bereits bei Ersttätern
aussprechen muss. Bei der Bestrafung von sexuellen Delikten mit Kindern beschloss der
Rat auf Antrag seiner Kommission ebenfalls eine Verschärfung gegenüber dem
Bundesratsentwurf. Diesbezügliche Straftaten, die in einem Land begangen werden, wo
sie nicht als Delikt gelten, sollen nicht nur bei Einheimischen, sondern auch bei
Personen, die ihren Wohnsitz nicht in der Schweiz haben, sich aber vorübergehend hier
aufhalten, verfolgt werden. 4

Der Nationalrat überwies ein Postulat Rickli (svp, ZH), welches den Bundesrat dazu
auffordert, die Kosten des Strafvollzugs in der Schweiz zu evaluieren. Obwohl die
Regierung den Aufwand für einen solchen Bericht als erheblich einstuft, weil der Straf-
und Massnahmenvollzug kantonal geregelt sind und deshalb eine kohärente
Gesamtschau nur in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen möglich sei, akzeptierte
sie, dass ein solcher Bericht durchaus einem allgemeinen Interesse entspreche und
beantragte deshalb die Annahme des Postulats. 5

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat Pius Segmüller (cvp, LU) beauftragte den
Bundesrat zu prüfen, ob die Strafprozessordnung dahingehend zu ändern ist, dass
künftig Raser, die schwere Verkehrsunfälle mit Toten und Verletzten verursachen,
konsequent in Untersuchungshaft gesetzt werden könnten. Der Bundesrat beantragte
eine Ablehnung des Postulats, da die Untersuchungshaft eine schwere strafprozessuale
Zwangsmassnahme darstelle. 6

POSTULAT
DATUM: 02.03.2011
NADJA ACKERMANN

Mit der Verwahrung beschäftigte sich auch ein überwiesenes Postulat Recordon (gp,
VD), das den Bundesrat beauftragt, einen Bericht über die Anwendung des Artikels 64
StGB über die Massnahmen der lebenslänglichen Verwahrung bzw. der Verwahrung auf
unbestimmte Zeit zu erstellen. Das EJPD führt bereits seit 2008 eine Evaluation des
Allgemeinen Teils des StGB durch und ein Bericht soll Ende 2012 verfügbar sein. 7

POSTULAT
DATUM: 10.03.2011
NADJA ACKERMANN

Die Flucht von Jean-Louis B. 2011 warf Fragen auf über die Qualität des Strafvollzugs in
den Kantonen. Ein überwiesenes Postulat Amherd (cvp, VS) beauftragte nun den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichtes über den Stand des Straf- und
Massnahmenvollzuges in der Schweiz. Auch die Kantone ergriffen Massnahmen, um
künftig Missverständnisse im Strafvollzug zu verhindern. Dazu verabschiedete die
Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD) am 29. März ein
fünfseitiges Merkblatt, das die drei regionalen Strafvollzugskonkordate präzisiert und
damit Ausgangs- und Urlaubsregeln für Strafgefangene vereinheitlichen soll. 8

POSTULAT
DATUM: 16.03.2012
NADJA ACKERMANN

Ebenfalls in Reaktion auf die beiden Mordfälle forderte ein diskussionslos überwiesenes
Postulat Rickli (svp, ZH) einen Bericht über die Entwicklung der Verwahrungspraxis in
der Schweiz seit dem letzten Bericht aus dem Jahr 2007. Die aktuellen Daten sollten die
Basis für die bevorstehende Revision des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches
sein. 9

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN
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Einen expliziten Schutz für Kinder als Opfer von Gewalttaten forderte ein
überwiesenes Postulat Fehr (sp, ZH). Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, mit
welchen Anpassungen des Bundesgesetzes über Opferhilfe und der
Strafprozessordnung den spezifischen Bedürfnissen der Minderjährigen Rechnung
getragen werden kann. 10

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN

In der Wintersession 2015 nahm der Nationalrat diskussionslos ein Postulat seiner
Rechtskommission an, welches den Bundesrat auffordert, im Rahmen der
Praxistauglichkeitsprüfung der geltenden Strafprozessordnung auch die kantonalen
Praktiken der kontradiktorischen Beweisaufnahme zu untersuchen. Die bekannte
Problematik besteht im Recht auf Teilnahme am Beweisverfahren, welches die
geltende Strafprozessordnung uneingeschränkt bereits zu Beginn des Verfahrens
gewährt. In Verfahren mit mehreren Mitbeschuldigten stellen die getrennten
Einvernahmen der einzelnen Beteiligten ein zentrales Element für die Wahrheitsfindung
dar. Gemäss der aktuellen Regelung können die beschuldigten Personen an den
Einvernahmen der jeweils anderen anwesend sein und so ihre Aussagen aufeinander
abstimmen, was die Wahrheitsfindung erheblich erschwert. Allfällig erforderliche
Änderungen am entsprechenden Artikel 157 StPO wird der Bundesrat dem Parlament bis
Ende 2018 unterbreiten. Mit diesem Postulat wird dem zuvor in einer
parlamentarischen Initiative Reimann (svp, SG; Pa.Iv. 14.462) und einer Motion Kuprecht
(svp, SZ; Mo. 15.3055) erfolglos vorgebrachten Anliegen Rechnung getragen. 11

POSTULAT
DATUM: 10.12.2015
KARIN FRICK

Der Bundesrat soll die verschiedenen Aufbewahrungsfristen im DNA-Profil-Gesetz
evaluieren und in einem Bericht darlegen, ob und wie die DNA-Profile verurteilter
Straftäter länger aufbewahrt werden könnten oder gar nicht mehr gelöscht werden
müssten. Der Nationalrat nahm ein entsprechendes Postulat seiner Rechtskommission
Anfang März 2016 stillschweigend an. Den Strafverfolgungsbehörden soll dadurch die
Identifizierung von Tätern, aber auch die Entlastung von Unschuldigen erleichtert
werden. Der Bericht soll auch die Datenschutzthematik behandeln und als
Diskussionsgrundlage für eine allfällige Revision des DNA-Profil-Gesetzes dienen. 12

POSTULAT
DATUM: 03.03.2016
KARIN FRICK

Als zentrales Problem bei der Kriminalitätsbekämpfung identifizierte die FDP-Fraktion
die lange Dauer der Strafverfahren. Der grosse Zeitabstand zwischen Tat und Strafe
gebe den Tätern ein Gefühl der Straflosigkeit, während die Polizei und die
Staatsanwaltschaft verbittert und frustriert und die Bevölkerung verunsichert
zurückblieben. Mit einem Postulat forderte die FDP daher vom Bundesrat einen
Bericht, der aufzeigen soll, welche Massnahmen die Kantone zur Beschleunigung der
Strafverfahren umgesetzt haben. Hintergrund des Vorstosses war die Stellungnahme
des Bundesrates zum Postulat 12.4076 („Besonderes gerichtliches Verfahren zur
Bekämpfung der Kleinkriminalität“), in der der Bundesrat zu Bedenken gab, dass eine
Verfahrensbeschleunigung nicht durch das Errichten von Schnellgerichten zu erzielen
sei, sondern dass dafür vielmehr die Kantone durch die Organisation ihrer
Strafrechtspflege sowie durch den Gebrauch des Strafbefehlsverfahrens und des
abgekürzten Verfahrens verantwortlich seien. Aus einem interkantonalen Vergleich soll
nun hervorgehen, wie sich der Umfang der Ressourcen für die Strafrechtspflege sowie
die organisatorischen Vorkehrungen entwickelt haben und welche Massnahmen als
„Best Practices“ angesehen werden können. Bundesrätin Sommaruga zeigte sich im
Nationalrat skeptisch, ob es wirklich die Aufgabe des Bundes sei, „pädagogisch auf die
Kantone einzuwirken, indem er sie miteinander vergleicht.“ Dennoch überwies die
grosse Kammer im Mai 2017 das Postulat mit 105 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung. 13

POSTULAT
DATUM: 03.05.2017
KARIN FRICK

Als sich die SPK-NR bei der Detailberatung der DSG-Revision mit dem darin
vorgesehenen Sanktionssystem beschäftigte, stellte sich ihr die Frage, ob in diesem
Zusammenhang anstatt natürliche Personen (z.B. die Führungskräfte eines
Unternehmens) eher oder auch juristische Personen (das Unternehmen selbst) zur
Rechenschaft gezogen werden sollten. Dazu müssten neben strafrechtlichen
Sanktionen auch Verwaltungssanktionen für Verstösse gegen das Datenschutzrecht
eingeführt werden. Da bei den Verwaltungssanktionen in der Schweiz «beträchtliche
Rechtsunsicherheit» herrsche, wie Kommissionssprecher Heinz Brand (svp, GR) vor
dem Nationalratsplenum Justizministerin Karin Keller-Sutter zitierte, hatte die
Kommission ein Postulat verfasst mit dem Auftrag, die allgemeine Einführung

POSTULAT
DATUM: 04.03.2019
KARIN FRICK

01.01.65 - 01.01.22 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



pekuniärer Verwaltungssanktionen im Schweizer Recht zu prüfen. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, sich dieser Thematik umfassend anzunehmen und gesetzliche
Lösungen für ein System pekuniärer Verwaltungssanktionen zu prüfen, das alle
betroffenen Rechtsbereiche (neben dem Datenschutz- beispielsweise auch das Kartell-
und das Fernmelderecht) abdecken kann. Der Nationalrat überwies das Postulat in der
Frühjahrssession 2019 stillschweigend. 14

Der Bundesrat soll in einem Bericht darlegen, wie die lebenslange Freiheitsstrafe
reformiert werden könnte, um besonders schweren Straftaten besser gerecht zu
werden. Mittels Postulat wurde diese Forderung im Juni 2018 von Andrea Caroni (fdp,
AR) an den Ständerat (Po. 18.3530) und von Natalie Rickli (svp, ZH) an den Nationalrat
(Po. 18.3531) herangetragen. Als problematisch erachteten die Postulanten an der
lebenslangen Freiheitsstrafe unter anderem, dass die Dauer der tatsächlich verbüssten
Strafe vielmehr von der Rückfallgefahr des Täters abhängt und weniger von der Schwere
der begangenen Tat. Drei im Postulat genannte Reformvorschläge umfassen erstens die
Möglichkeit für die Gerichte, die bedingte Entlassung bei besonders schwerem
Verschulden für länger als die heute gebräuchlichen 10 oder 15 Jahre auszuschliessen;
zweitens die Möglichkeit, eine bedingte Entlassung bei besonders schwerem
Verschulden ganz auszuschliessen; und drittens die Möglichkeit für deutlich längere
Freiheitsstrafen als Alternative zur lebenslangen Freiheitsstrafe. Der Bundesrat stand
einer Diskussion der verschiedenen komplexen Fragen, die die lebenslange
Freiheitsstrafe und deren Anwendung – sowohl unter Juristinnen und Juristen als auch
in der Gesellschaft – aufwirft, offen gegenüber und beantragte die Postulate zur
Annahme. Der Ständerat begrüsste in der Herbstsession 2018 einen ergebnisoffenen
Bericht zum Thema und überwies das Postulat Caroni einstimmig an den Bundesrat. Das
Postulat Rickli wurde von der Grünen Nationalrätin Sibel Arslan (basta, BS) bekämpft,
weshalb dessen Diskussion erst in der Sommersession 2019 stattfand. Arslan sah keine
Notwendigkeit oder Dringlichkeit für ein solches Vorgehen, vermutete populistische
Hintergedanken seitens der Postulantin und wies auf die Schwierigkeit hin, besonders
schwere Straftaten zu definieren. Nachdem Justizministerin Karin Keller-Sutter
ausgeführt hatte, der Bundesrat erachte es als wichtig, die lebenslange Freiheitsstrafe
besser zu verstehen, und das EJPD habe zudem in Erfüllung des überwiesenen Postulats
Caroni bereits mit der Ausarbeitung des geforderten Berichts begonnen, stimmte die
grosse Kammer dem Schwesterpostulat Rickli mit 112 zu 62 Stimmen zu. 15

POSTULAT
DATUM: 13.06.2019
KARIN FRICK

Mit der stillschweigenden Überweisung eines Postulats Mazzone (gp, GE) in der
Sommersession 2019 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat zu prüfen, wie
Instrumente der Wiedergutmachungsjustiz in die schweizerische Rechtsordnung
integriert werden könnten. Die Wiedergutmachungsjustiz fördere im Nachgang einer
Straftat die gemeinsame Lösungssuche aller beteiligten Personen und sei somit eine
«sehr interessante Ergänzung zur üblichen Strafjustiz», begründete die Postulantin ihr
Anliegen. Zu den vielfältigen Vorteilen der Wiedergutmachungsjustiz zählten ein
ausgeprägteres Gerechtigkeits- und Sicherheitsgefühl für das Opfer einer Straftat sowie
eine geringere Rückfallgefahr auf der Täterseite. 16

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
KARIN FRICK

Der Bundesrat soll die Regeln zur Gesamtstrafenbildung überprüfen und mögliche
Alternativen zum geltenden Recht mit ihren Vor- und Nachteilen aufzeigen. So verlangte
es der Ständerat, als er in der Sommersession 2020 ein entsprechendes Postulat seiner
Rechtskommission überwies. Eine Gesamtstrafe wird gebildet, wenn jemand mehrere
Delikte gleichzeitig begangen hat, und fällt nach dem sogenannten Asperationsprinzip
immer geringer aus als die Summe der Einzelstrafen. Im Ratsplenum machte
Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) auf zwei konkrete Probleme der heutigen
Regeln aufmerksam: Einerseits bedinge die festgeschriebene maximale Anzahl von 180
Tagessätzen, dass eine Gesamtstrafe nie höher als 180 Tagessätze sein kann, selbst
wenn zum Beispiel von drei begangenen Delikten jedes einzelne 90 Tagessätze Strafe
nach sich zöge; so könne man ab einem gewissen Punkt «gratis delinquieren».
Andererseits werde auch bei Delikten, die in der Probezeit einer bedingten Strafe
begangen werden, mit der ursprünglichen, bedingten Strafe eine Gesamtstrafe gebildet,
womit man gerade dann einen «Rabatt» auf die Strafe erhalte, wenn man sich
eigentlich bewähren sollte. 17

POSTULAT
DATUM: 09.06.2020
KARIN FRICK
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In der Herbstsession 2020 schrieb der Nationalrat das Postulat der RK-NR betreffend
eine Bussenkompetenz für Transportunternehmen stillschweigend ab, da der
Bundesrat in Erfüllung des Postulats im August 2019 einen gleichnamigen Bericht
veröffentlicht hatte. Darin war er zum Schluss gekommen, dass die Ermächtigung
öffentlicher Transportunternehmen zur Ausstellung von Ordnungsbussen nicht
vorteilhaft sei und deshalb nicht eingeführt werden solle. Die Einführung einer solchen
Bussenkompetenz setze nämlich voraus, dass bestimmte Antragsdelikte in
Offizialdelikte umgewandelt werden müssten, was zu Missverhältnissen zwischen der
Verfolgung verschiedener Straftatbeständen führen würde. 18

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
CATALINA SCHMID

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 ein Postulat Feri
(sp, AG) für eine Evaluation des Bundesgesetzes über Kindesentführungen. Der
Bundesrat soll in einem Bericht beleuchten, wie die Bundesbehörden internationale
Kindesentführungsfälle im Zusammenhang mit dem Haager
Kindesentführungsübereinkommen bearbeiten. Dabei soll untersucht werden, ob sie
alle Möglichkeiten ausschöpfen, um die Interessen der entführten Kinder
wahrzunehmen. 19

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
KARIN FRICK

Nachdem der Bundesrat die DNA-Löschfristen im Rahmen der Revision des DNA-
Profil-Gesetzes evaluiert und damit das Postulat der RK-NR mit ebendieser Forderung
erfüllt hatte, schrieb der Nationalrat den Vorstoss im Mai 2021 ab. 20

POSTULAT
DATUM: 04.05.2021
CATALINA SCHMID

Nachdem der Bundesrat die beiden gleichlautenden Postulate Caroni (fdp, AR) und
Rickli (svp, ZH) betreffend die Reform der lebenslangen Freiheitsstrafe für besonders
schwere Straftaten mit einem Bericht erfüllt hatte, schrieben die eidgenössischen Räte
die beiden Vorstösse in der Sommersession 2021 ab. 21

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
KARIN FRICK

Im Rahmen der Beratung der parlamentarischen Initiative Suter (sp, AG; Pa.Iv. 20.445)
beschloss die RK-NR, ein Postulat für Ergänzungen des Strafgesetzbuchs betreffend
Cybermobbing und digitaler Gewalt einzureichen. Gegenwärtig enthalte das
Strafgesetzbuch zwar verschiedenste Artikel, die zur Bestrafung von Cybermobbing zur
Anwendung kommen könnten, allerdings reiche die blosse Erwähnung des
Cybermobbings im StGB nicht aus, um die «Nöte der Betroffenen» zu lindern,
begründete die Kommission ihren Vorstoss. In der Herbstsession 2021 nahm der
Nationalrat das Postulat stillschweigend an. 22

POSTULAT
DATUM: 27.09.2021
CATALINA SCHMID

Innere Sicherheit

Der Nationalrat überwies in der Wintersession 2017 stillschweigend ein Postulat
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) für griffige Instrumentarien gegen Gewaltextremisten.
Der Bundesrat soll in einem Bericht aufzeigen, was für Instrumentarien insbesondere
im Strafrecht nötig wären, um besser gegen gewalttätigen Extremismus vorgehen zu
können. 23

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2021 überwies der Nationalrat mit 120 zu 66 Stimmen ein 2019
eingereichtes Postulat Vitali (fdp, LU) – in der Zwischenzeit übernommen von Marcel
Dobler (fdp, SG) – mit der Forderung nach einem verhältnismässigen BÜPF. Als
unverhältnismässig sah der Postulant konkret die Pflichten an, die Anbieterinnen von
Fernmeldedienstleistungen durch das BÜPF auferlegt werden, sowie die dadurch
verursachten Kosten. Insbesondere für KMU seien diese Pflichten schwer stemmbar,
weshalb eine Entlastung geprüft werden müsse. Der Bundesrat soll in einem Bericht
Massnahmen aufzeigen, wie das BÜPF KMU-freundlicher umgesetzt werden könne. Der
Bundesrat hatte in diesem Postulat keinen Mehrwert gesehen und aus diesem Grund
dessen Ablehnung beantragt. Im Ratsplenum hatte Justizministerin Karin Keller-Sutter
zuvor ausgeführt, dass gegenwärtig vier Kategorien von Mitwirkungspflichtigen im
Gesetz verankert seien. Jedes KMU könne einen Herabstufungsantrag stellen und werde
mit grosser Wahrscheinlichkeit eine Pflichtenreduktion erhalten. 24

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
CATALINA SCHMID
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Polizei

In der Sommersession 2019 hiess der Nationalrat ein Postulat Romano (cvp, TI) gut,
welches vom Bundesrat einen Bericht zu den Entwicklungen im internationalen
Eisenbahnverkehr und deren Auswirkungen auf die Grenzkontrollen des
Grenzwachtkorps forderte. Angesichts der Veränderungen im internationalen
Bahnverkehr – namentlich auch infolge des NEAT-Tunnels und der damit verschobenen
Haltestellen international verkehrender Personenzüge – wollte der Postulant vom
Bundesrat dargelegt haben, inwiefern dies einen Einfluss auf die Kontrolltätigkeit der
EZV habe und ob allfällige handlungsstrategische und logistische Anpassungen nötig
seien, um weiterhin die korrekte Umsetzung des Zollgesetzes und der
Migrationsbewegungen zu gewährleisten. 
Der Bundesrat hatte die Ablehnung des Postulates empfohlen. Wie er in seiner
Stellungnahme ausführte, seien die konkreten Anpassungen in laufender Abklärung oder
bereits umgesetzt. So würden beispielsweise die Grenzkontrollen in den Eurocity-
Zügen, welche statt in Chiasso nun erst in Lugano hielten, bereits während der Fahrt
durchgeführt. Für die Analyse seien bereits alle zuständigen Instanzen von Bund,
Kantonen und betroffenen Gemeinden miteinbezogen worden, weshalb ein zusätzlicher
Bericht aus Sicht des Bundesrates nicht nötig sei. 
Romano widersprach dieser Einschätzung im Plenum und verlangte aufgrund der
Wichtigkeit dieser Praxisänderungen und der noch offenen Fragen erst recht einen
offiziellen Bericht. Eine knappe Mehrheit des Nationalrates folgte ihm und überwies das
Postulat mit 97 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung. Für das Postulat stimmten
geschlossen die SVP- und Mitte- sowie eine Minderheit der FDP-Fraktion. 25

POSTULAT
DATUM: 12.06.2019
LUKAS LÜTOLF

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Nationalrat Niklaus Gugger (evp, ZH) forderte den Bundesrat mit seinem Postulat dazu
auf, eine «Strategie der Schweiz für den Umgang mit den afrikanischen Staaten» für
die kommenden zehn Jahren vorzulegen. Der Bundesrat solle einen «Whole of
Government»-Ansatz verfolgen und die Aussenpolitik und Entwicklungszusammenarbeit
mit Aspekten der Steuerpolitik, der Migrations- und Arbeitsmarktpolitik, der Umwelt-
und Klimapolitik sowie der Wirtschaftspolitik verknüpfen. Der Postulant nahm in seiner
Begründung Bezug auf den Aussenpolitischen Bericht 2018, in dem verdeutlicht werde,
dass ein prosperierender afrikanischer Kontinent im Interesse der Schweiz sei. Auch sei
der Fokus auf afrikanische Staaten in der IZA-Botschaft 2021-2024 ein Hinweis darauf,
dass Afrika in Zukunft für die Schweiz an Bedeutung gewinnen dürfte. Während die
Perspektive des EDA in den vorliegenden Berichten omnipräsent sei, bliebe das
Vorgehen der anderen Departemente in Fragen der zukünftigen Afrika-Strategie aussen
vor. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, da im Anschluss an die neue
Aussenpolitische Strategie 2020-2023 mehrere regionale Strategien, unter anderem
auch für Afrika, geplant seien und die Arbeit daran 2020 beginnen werde. 
in der Sommersession 2020 folgte der Nationalrat der Empfehlung der Exekutive und
nahm das Postulat stillschweigend an. 26

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
AMANDO AMMANN

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Roberto Zanetti (ps, SO) a demandé au Conseil fédéral la possibilité d'instituer des
sanctions pénales pour les délits économiques et fiscaux des collaboratrices et des
collaborateurs, et cadres des banques suisses. Le Conseil fédéral s'est opposé au
postulat. Il a estimé qu'une telle mesure introduirait une forte insécurité juridique. Le
postulat a été adopté par le Conseil des Etats par 20 voix contre 18 et 1 abstention.
Dans le rapport, le Conseil fédéral a conclu que la législation helvétique était adéquate.
Elle prend en compte les législations fiscales des autres Etats, notamment à travers
l'assistance administrative et l'entraide judiciaire internationale. Le Conseil fédéral a
donc décidé qu'il était inadéquat de prendre des mesures.
Le postulat a été classé. 27

POSTULAT
DATUM: 18.01.2016
GUILLAUME ZUMOFEN
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Die kleine Kammer befasste sich in der Wintersession 2020 mit den im Rahmen der
Motion Borloz (fdp, VD; 20.3084) geforderten Regelungen der Haftpflicht im
Gütertransport auf der Schiene. Anders als im Nationalrat war die Motion im Ständerat
umstritten. Für die Mehrheit der KVF-SR argumentierten Burkart (fdp, AG), Rieder (cvp,
VS) und Dittli (fdp, UR), dass die geforderte Klärung der Risikoverteilung und die
Regelung der Rechtsmittel bereits erfolgt und mit dem internationalen Umfeld
abgestimmt worden seien. Die Schweiz solle hier keine strengere Regelung einführen
als der Rest von Europa: «Angesichts der ausgeprägten Internationalität des
Schienengüterverkehrs wäre es widersinnig, wenn die Schweiz ein anderes als das im
Rest von Europa geltende Haftungsrecht legiferieren würde», betonte Burkart.
Ansonsten könnten Arbeitsplätze in Gefahr geraten, wenn die Gefahrgüter nicht mehr
transportiert werden könnten und die Industrie entsprechend abwandere. Oder der
Gefahrgütertransport würde gar auf die Strasse verlagert, was viel gefährlicher wäre.
Bevor das Parlament nun voreilig eine Verschärfung beschliesse, solle zuerst durch
einen Postulatsbericht eine Gesamtschau über die Bestimmungen zur Haftung im
Gütertransport erstellt werden. Entsprechend forderte die Mehrheit der KVF-SR, die
Motion abzulehnen und dafür das von ihr neu eingereichte Postulat anzunehmen. Für
die Kommissionsminderheit und damit für Annahme der Motion setzte sich Paul
Rechsteiner (sp, SG) in der Parlamentsdebatte ein. Er insistierte, dass es einen
dringenden Handlungsbedarf gebe; die Haftung der Wagenhalter müsse möglichst rasch
geklärt werden. Zudem würden die Haftungsregelungen immer noch auf nationaler
Ebene beschlossen. Es sei hier folglich am Schweizer Parlament, die nötigen
rechtlichen Änderungen vorzunehmen. Bundesrätin Sommaruga stimmte der
Argumentation von Rechsteiner zu. Ein Postulatsbericht werde zu keinen neuen
Erkenntnissen führen; früher oder später werde sich das Parlament entscheiden
müssen, wie die Haftung geregelt werden solle, so Sommaruga.
Der Ständerat lehnte die Motion schliesslich relativ knapp, mit 22 zu 17 Stimmen, ab und
nahm stattdessen das Postulat einstimmig an. 28

POSTULAT
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Bei der Behandlung der Drogen-Initiativen diskutierte der Ständerat auch eine
Standesinitiative des Kantons Solothurn aus dem Jahr 1992 (St.Iv 92.312). Diese
beantragte insbesondere die Entkriminalisierung des Drogenkonsums, ein
Staatsmonopol für Anbau, Herstellung, Einfuhr, Handel und Vertrieb von illegalen
Betäubungsmitteln sowie einen Ausbau von Prävention, Betreuung und Behandlung. In
ihren Erwägungen stellte die vorberatende Kommission fest, dass seit 1992 ein
grundsätzlicher Wandel in der schweizerischen Drogenpolitik stattgefunden habe
(Ausbau der 4-Säulen-Strategie, medizinisch kontrollierte Abgabe usw.), der es
ermögliche, einen für alle akzeptablen Mittelweg zu gehen. Aus diesem Grund wollte sie
der Standesinitiative nicht direkt Folge geben. Sie hielt aber die Grundabsicht, Raum
für neue Lösungsmöglichkeiten zu öffnen, für prüfenswert und formulierte deshalb ein
Kommissionspostulat, das sich stark an den Solothurner Text anlehnt, dessen
imperativen Charakter jedoch abschwächt. Das Postulat wurde mit 23 zu 13 Stimmen
angenommen. 29

POSTULAT
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI
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Sport

Marcel Dobler (fdp, SG) forderte mittels eines Postulats die Ausarbeitung eines Berichts
zu den Vor- und Nachteilen einer strafrechtlichen Verfolgung des Eigengebrauchs von
Doping. Der Postulant erläuterte, dass der Eigengebrauch von Doping gegenwärtig nur
durch das Sportsystem selber sanktioniert werden könne, nicht aber auf Grundlage des
Sportförderungsgesetzes. Es sei jedoch ersichtlich geworden, dass der Sport alleine
nicht in der Lage sei, «die Schattenseiten des Sports» zu bekämpfen. Zudem zeigten
die Nachbarländer Frankreich, Italien, Deutschland und Österreich, dass der
Eigengebrauch von Doping mit gesetzlichen Regelungen strafrechtlich erfolgreich
verfolgt werden könne. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates. Dem
kam der Nationalrat in der Wintersession 2019 stillschweigend nach. 30

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

En décembre 2013, le groupe libéral-radical convainquait le Conseil national d'exiger du
Conseil fédéral un rapport offrant une statistique des autorisations de séjour pour cas
de rigueur. Il s'agissait de déterminer lesquelles des différentes conditions de la
régularisation du statut de séjour pour cas de rigueur sont le plus déterminantes. Ces
conditions sont les suivantes: une intégration poussée en Suisse, le manque de liens
sociaux dans le pays d'origine, des motifs médicaux ou encore les risques encourus lors
d'un renvoi (dus à la situation politique du pays ou des éventuelles menaces planant sur
le requérant ou la requérante). Le groupe motivait sa demande de statistique en
pointant du doigt le fait que de nombreuses personnes demandeuses d'asile n'ont pas
été renvoyées, obtenant tout d'abord une admission provisoire, transformée ensuite en
permis de séjour, grâce à la législation des cas de rigueur.

Le rapport a été publié en juin 2014. Il souligne que 70% des admissions provisoires ont
été prononcées en raison d'une inexigibilité du renvoi de la personne dans son pays
d'origine. De plus, 84% des personnes qui se sont vues attribuer une autorisation de
séjour pour cas de rigueur (13'073 entre 2009 et 2013) bénéficiaient précédemment
d'une admission provisoire. Durant cette même période, 114'727 admissions provisoires
ont été attribuées. Les personnes qui parmi elles ont reçu une autorisation de séjour
pour cas de rigueur ne représentant que 11%, le rapport réfute un automatisme qui
voudrait qu'une admission provisoire mène dans tous les cas à une autorisation de
séjour. 31

POSTULAT
DATUM: 13.10.2014
SOPHIE GUIGNARD

Migrationspolitik

Der Bundesrat will sich der Völkerwanderung von Süd nach Nord und von Ost nach
West mit einer eigentlichen Migrationspolitik stellen, welche die Ausländer- und
Asylpolitik ergänzt. Der Vorsteher des EDA erklärte anlässlich der Überweisung eines
Postulates von Ständerat Bühler (fdp, LU), welches eine engere europäische
Zusammenarbeit und eine Koordination der Migrationspolitik mit der Entwicklungshilfe
und der Ausländerpolitik anregte, die Migrationen seien für die Schweiz wie für ganz
Europa eines der wichtigsten Probleme der nächsten Jahrzehnte. Felber rief in
Erinnerung, dass bereits anfangs Jahr in Wien eine Konferenz über Ost-West-Migration
stattgefunden hatte, wobei die Idee eines internationalen Migrations-Abkommens unter
den Industrieländern entstanden und gleichzeitig die Überzeugung bekräftigt worden
war, dass vordringlich die Ursachen der Auswanderung beseitigt werden müssten. 32

POSTULAT
DATUM: 28.11.1991
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Legislaturplanung wollte Nationalrat Pfister (svp, SG) den Bundesrat
verpflichten, trotz der bilateralen Verträge mit der EU Bestimmungen in das neue
Ausländergesetz aufzunehmen, mit denen eine Stabilisierung des Ausländeranteils
erreicht werden soll. Trotz anfänglicher Opposition von Vermot (sp, BE) und Garbani
(sp, NE) wurde der Vorstoss schliesslich als Postulat verabschiedet. 33

POSTULAT
DATUM: 23.06.2000
MARIANNE BENTELI
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Der Nationalrat überwies ein Postulat Rennwald (sp, JU), das den Bundesrat zu prüfen
bittet, ob in Zusammenarbeit mit den Kantonen, den Sozialpartnern und den
geeigneten Forschungsinstanzen eine Stelle zur Überwachung der Freizügigkeit im
Personenverkehr geschaffen werden könnte. Diese Stelle hätte die Aufgabe, die
globalen Auswirkungen der mit der EU vereinbarten Freizügigkeit – namentlich in den
Bereichen des Arbeitsmarktes, der Entlöhnung, der Arbeitsbedingungen, der
Bevölkerungsentwicklung, der Ausbildung, des Wohnens, der Umwelt und des
Verkehrs – laufend zu untersuchen und den Behörden zur Kenntnis zu bringen. 34

POSTULAT
DATUM: 23.06.2000
MARIANNE BENTELI

Einer der Hauptgründe, weshalb derart wenige Härtefallgesuche eingereicht wurden,
ist (neben dem Desinteresse vieler Deutschschweizer Kantone) die Angst der
Betroffenen, aufgrund des Gesuchs lokalisiert und dann ausgeschafft zu werden. Der
Tessiner CVP-Nationalrat Robbiani ersuchte deshalb den Bundesrat in einem Postulat,
die Kantone einzuladen, eine besondere Kommission einzurichten, die sich in erster
Linie aus Vertreterinnen und Vertretern der am meisten betroffenen Institutionen
zusammensetzt (Hilfsorganisationen, Gewerkschaften usw.). Diese Zwischeninstanz
würde die Fälle prüfen, bevor die Kantone die Gesuche den Bundesbehörden
unterbreiten. Im Namen der Rechtsgleichheit beantragte die Regierung, das Postulat
abzulehnen. Dieses wurde von Wasserfallen (fdp, BE) bekämpft und die Behandlung
deshalb verschoben. Ende November erklärte der Kanton Waadt, bis Ende April 2003
darauf zu verzichten, jene Sans-Papiers auszuweisen, die sich seit mindestens sechs
Jahren im Kanton aufhalten; bis dahin soll eine Arbeitsgruppe aus Behördenvertretern,
Sozialpartnern und Sans-Papiers-Organisationen eine Globallösung erarbeiten. 35

POSTULAT
DATUM: 22.03.2002
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos lehnte der Nationalrat ein Postulat Pfister (cvp, ZG) ab, das einen Bericht
über sich illegal in der Schweiz aufhaltende Ausländer verlangt hatte. In seiner Antwort
erklärte der Bundesrat, eine im Frühjahr im Auftrag des Bundesamts für Migration
veröffentlichte Studie schätze die Zahl der Sans-Papiers auf 80-100 000 – weniger als
erwartet. Wo sich diese Personen aufhielten, sei abhängig vom Urbanisierungsgrad
einer Region, der Dichte der ausländischen Bevölkerung und der Wirtschaftskonjunktur.
Die Papierlosen kämen aus unterschiedlichen Herkunftsstaaten (insbesondere
Lateinamerika, Ost- und Südosteuropa), seien mehrheitlich zwischen 20 und 40 Jahre
alt, lebten meistens ohne Familie in „anonymen“ städtischen Gebieten und arbeiteten
in Haushaltungen, dem Gast-, Bau- und dem Reinigungsgewerbe, aber auch in der
Landwirtschaft zu tiefen Löhnen (1000-2000 Fr. monatlich) und mit langen
Arbeitszeiten. Sans-Papiers würden kaum kriminell, um ihren ohnehin prekären
Aufenthalt nicht zusätzlich zu gefährden. 36

POSTULAT
DATUM: 29.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Bereits in der Frühjahrssession hatte der Nationalrat mit 99 zu 82 Stimmen ein Postulat
Heim (sp, SO) überwiesen, welches den Bundesrat beauftragt, in einem Bericht die
Problematik der Krankenversicherung und des Zugangs zur Gesundheitsversorgung
für Papierlose aufzuzeigen. Dieser soll insbesondere auf die Frage eingehen, ob und
wie verbindlich in den Kantonen eine rechtlich einheitliche und gesundheitspolitisch
korrekte Handhabung der Versicherung von Personen mit illegalem Aufenthaltsstatus
geregelt worden ist und wer anfallende Kosten von nichtversicherten,
nichtzahlungsfähigen Papierlosen zu übernehmen hat. 37

POSTULAT
DATUM: 03.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Im Rahmen der ausserordentlichen Session zu Migration überwies der Nationalrat ein
Postulat der CVP/EVP/glp-Fraktion betreffend der Erneuerung von
Aufenthaltsbewilligungen von EU/EFTA-Bürgern im Falle von Arbeitslosigkeit. In einem
Bericht soll die Landesregierung darlegen, wie die nach Ansicht der Verfasser der
Motion zu liberale Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen eingeschränkt werden könnte.
Die Verfasser des Postulats störten sich insbesondere daran, dass auch Ausländer,
welchen die Arbeitslosigkeit droht, die Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung relativ
einfach erhalten. 38

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI
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Ein Postulat, welches vom Nationalrat im Rahmen dieser ausserordentlichen Session
überwiesen wurde, sprach die Migrationsaussenpolitik an. Konkret forderte Pfister (cvp,
ZG) einen Bericht vom Bundesrat, der darlegen soll, wie die im Ausländergesetz
enthaltenen Migrationspartnerschaften spezifischer auf die Berufsbildung ausgelegt
werden könnten. So sollten Berufsbildungsprojekte mit Partnern vor Ort gefördert und
die Zusammenarbeit durch Stagiaire-Abkommen zwischen der Schweiz und den
ausgewählten Ländern abgeschlossen werden, um die Ausbildung der Arbeitskräfte in
gewissen Sektoren weiter zu fördern. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des
Postulates mit der Begründung, dass die zuständigen Amtsstellen in diesem Bereich
bereits aktiv seien und kein weiterer Bericht dazu nötig sei. Im Nationalrat wurde dieses
Begehren hingegen als notwendig angesehen und mit aussergewöhnlicher Einigkeit von
181 zu 4 Stimmen überwiesen. 39

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

Eine unabhängige Studie zur Zuwanderung forderte ein durch den Nationalrat
angenommenes Postulat Girod (gp, ZH). Diese soll darlegen, welchen Spielraum die
Schweiz bei der Steuerung der Zuwanderung hat, ohne dabei vertragliche
Bestimmungen des Völkerrechts oder humanitäre Verpflichtungen zu verletzen. 40

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

Après opposition, le Conseil national a transmis un postulat Naef (ps, ZH) par 109 voix
contre 82. Ce dernier demande un rapport sur le droit à la protection contre la
discrimination. Plus particulièrement, le motionnaire souhaite un examen de l’étendue
de ce droit, des potentiels obstacles à sa mise en œuvre, des avantages et
inconvénients, ainsi qu’une étude des instruments juridiques à disposition pour faire
respecter ce droit. 41

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
EMILIA PASQUIER

Un postulat Engler (pdc, GR) demande au Conseil fédéral de présenter un rapport sur
les outils possibles pour mesurer l’efficacité des mesures prises pour l’intégration des
étrangers, à l’image par exemple du “baromètre de l’intégration” allemand. Le Conseil
des Etats a approuvé cette demande lors de la session de printemps. 42

POSTULAT
DATUM: 19.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

La députée Bea Heim (ps, SO) enjoint la Direction du développement et de la
coordination (DDC) à mettre sur pied plus de projets de formation professionnelle
dans le cadre de partenariats migratoires. Elle justifie ce besoin par l'importance de
l'intégration sur le marché du travail des jeunes comme vecteur de lutte contre la
pauvreté. Le Conseil fédéral s'est montré favorable au projet, puisque c'est dans cette
direction-là que travaille le Conseil fédéral, notamment par la soumission en début de
législature des crédits-cadres au développement, pour les années 2017 à 2020. Le
postulat a été refusé de justesse, à 96 voix contre 94, sans abstentions. 43

POSTULAT
DATUM: 01.03.2016
SOPHIE GUIGNARD

Lors de la session de printemps 2016, le Conseil national a rejeté le postulat du groupe
UDC, représenté par la députée Flückiger-Bäni (udc, AG), intitulé "empêcher les
immigrés de bénéficier de l'aide sociale". Le postulat demandait deux choses:
premièrement une statistique précise concernant les prestations d'aide sociale
attribuées aux immigrés arrivés sur le territoire durant les cinq dernières années,
toutes catégories confondues. Deuxièmement, le postulat demandait au Conseil fédéral
d'établir une liste de mesures permettant d'empêcher les immigrés de bénéficier de
ces prestations, ceci sans mettre en péril l'accord de libre circulation des personnes
(ALCP). Le Conseil fédéral avait proposé de rejeter le postulat, arguant que le bilan
concernant les assurance sociales dans le cadre de l'accord de libre circulation était
globalement positif, grâce notamment à la main d'oeuvre hautement qualifiée qui
contribue plus qu'elle ne perçoit. De plus, suffisamment de mécanismes sont mis en
oeuvre pour éviter le versement de prestations indues, ce qui rend les mesures
demandées par le groupe UDC superflues. Le Conseil fédéral a d'ailleurs rédigé de
nombreux rapport à ce sujet et estime que la publication de nouvelles statistiques n'est
pas nécessaire. Le postulat a été rejeté par 122 voix contre 68, avec 3 abstentions. 44

POSTULAT
DATUM: 03.03.2016
SOPHIE GUIGNARD
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Le député Sebastian Frehner) (udc, BS) entend Lutter contre les mariages forcés. Il a, à
cet effet, adressé un postulat au Conseil fédéral, l'enjoignant de rédiger un rapport sur
la possibilité de restreindre le droit au regroupement familial en cas de soupçon de
mariage forcé. Il prend pour exemple les Pays-Bas et le Danemark, qui limitent l'âge
minimum pour un regroupement familial en vue d'un mariage à respectivement 21 et 24
ans. Cette mesure éviterait, selon le député, la pratique du mariage forcé, en cours
dans des "cultures patriarcales". Le Conseil fédéral est d'avis qu'il faut rejeter le
postulat, des mesures existant déjà, notamment dans la cadre de la loi fédérale
concernant les mesures contre les mariages forcés, entrée en vigueur le 1er juillet 2013,
et dont l'efficacité n'a pas encore pu être complètement vérifiée. La chambre basse a
suivi l'avis du Conseil fédéral, en rejetant le postulat à 122 voix contre 70, sans
abstention. 45

POSTULAT
DATUM: 03.03.2016
SOPHIE GUIGNARD

Le postulat Romano (pdc, TI) «Admission provisoire. Une nouvelle réglementation pour
davantage de transparence et d'équité» avait été accepté par le Conseil national en
décembre 2013. Le Conseil fédéral a publié en octobre 2016 un rapport qui y répond,
en même temps qu'aux postulats Hodgers (verts, GE) (11.3954) et de la CIP-CN (14.3008).

POSTULAT
DATUM: 14.10.2016
SOPHIE GUIGNARD

En décembre 2016, le Conseil national a accepté à l'unanimité un postulat du groupe de
l'union démocratique du centre, demandant un rapport sur les conséquences à long
terme de l'intégration des étrangers. Le rapport devrait se pencher d'une part sur les
effets de l'intégration pour les pays d'origine des migrants, sous l'angle notamment de
la "fuite de cerveaux". Les conséquences pour la Suisse sont également à prendre en
compte, le texte du postulat évoquant: la structure salariale, la mixité sociale ainsi que
la composition générale de la population suisse. En somme, les postulants craignent
que les mesures d'intégration entreprises en Suisse jouent un rôle de "faux signal",
puisque la priorité est selon eux que les personnes puissent au plus vite rentrer dans
leur pays d'origine pour participer à sa reconstruction. Le Conseil fédéral s'est
également montré favorable à la rédaction d'un tel rapport. 46

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
SOPHIE GUIGNARD

En 2017, un postulat de la CIP-CE intitulé Prestations de l'aide sociale octroyées à des
ressortissants de pays tiers. Compétences de la Confédération avait été accepté par la
chambre haute. Il s'agissait par ce biais d'explorer les possibilités de réduire, voire
même de supprimer le versement de prestations sociales aux ressortissantes et
ressortissants de pays tiers. 
Le rapport, basé sur deux études externes mandatées par le SEM a été publié en juin
2019. Il s'intéresse aux 60'000 personnes ressortissantes d'Etats-tiers (hors UE et
AELE), et hors du système d'asile. Un nombre important relevait auparavant du système
de l'asile et présente une tendance plus marquée à recevoir des prestations de l'aide
sociale. Chez les personnes venues en Suisse pour travailler et/ou se former, cette
tendance est plus faible. Pour les personnes relevant du regroupement familial, l'octroi
de prestations est plus fréquent, particulièrement pour les personnes dont le conjoint
ou la conjointe est suisse. Les compétences de la Confédération pour agir sur le
versement ou non de prestations est relativement limité, elle peut en revanche avoir un
impact par l'octroi de permis de séjour ou de la naturalisation. Le rapport précise que
le droit des étrangers prend déjà en compte la perception de l'aide sociale pour l'octroi
ou le renouvellement de permis de séjour, notamment depuis le durcissement entré en
vigueur au 1er janvier 2019. 
Le rapport propose alors trois pistes d'actions: 1) un durcissement du droit des
étrangers et de la nationalité, 2) une amélioration de l'intégration pour éviter la
dépendance à l'aide sociale et enfin 3) une amélioration des statistiques et de
l'échange de données entre les différentes autorités. Un groupe d'expert-e-s formé au
sein du DFJP est chargé d'évaluer la faisabilité de la mise en œuvre de ces pistes
d'actions et de présenter un nouveau rapport en novembre 2019. 47

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
SOPHIE GUIGNARD
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Le Conseil national a rejeté en décembre 2017 un postulat de la députée Häsler  (verts,
BE) intitulé: Regroupement familial. Critères favorisant l'intégration. L'écologiste
estime que les critères actuels du regroupement familial, à savoir indépendance
financière, volonté de s'intégrer économiquement et socialement, bien qu'ils
poursuivent le but de favoriser l'intégration des personnes étrangères, risquent au
contraire d'être dissuasifs. En effet, elle estime que le souci pour ses proches résidant
encore dans un pays en guerre où se trouvant en situation précaire peut avoir des
effets néfastes sur la santé mentale et psychique, ce qui risque d'entraîner des frais
médicaux et d'aide sociale. Elle demande alors au Conseil fédéral un rapport sur des
critères de regroupement familial qui n'auraient pas ces effets pouvant rendre plus
difficile l'intégration des personnes étrangères ou requérantes d'asile. Suivant l'avis du
Conseil fédéral, la chambre basse a rejeté l'objet à l'unanimité. 48

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
SOPHIE GUIGNARD

En avril  2018, la Commission des Institutions Politiques du Conseil national (CIP-CN) a
déposé un postulat pour un examen global de la problématique des sans-papiers.
Faisant référence à l'«Opération Papyrus» menée dans le canton de Genève, qui avait
permis la régularisation d'un millier de personnes sans-papiers actives sur le marché du
travail, la commission souhaite que le Conseil fédéral s'attelle à l'examen de différents
points. Il s'agit de faire la lumière sur le droit d'affiliation aux assurances sociales et les
conséquences du retrait de ces droits, pour la Confédération, les cantons et les
communes ainsi que pour les personnes sans-papiers concernées, sur l'accès à l'école
pour les enfants, l'application des normes pénales ainsi que la pratique usuelle de
régularisation, notamment le nombre de ces régularisations et les autres solutions
envisageables pour les personnes sans permis de séjour. 
Le postulat, qui faisait suite à la motion de la CSSS-CN intitulée «Pour une législation
cohérente sur les sans-papiers», a été accepté par le Conseil national à l'unanimité lors
de la session d'été 2018. 49

POSTULAT
DATUM: 12.06.2018
SOPHIE GUIGNARD

Selon le député Raymond Clottu (udc, NE) les coûts engendrés par les personnes
requérantes d'asile et sans-papiers dans le domaine de la santé seraient supérieurs à
ceux du reste de la population. Il tient cette information de différentes sources,
principalement du personnel de santé et des assureurs maladie. L'agrarien exige donc
du Conseil fédéral un rapport «lisible avec un maximum de 10 pages» sur le coût des
requérants d'asile et des sans-papiers en matière de santé. 
Le ministre de l'Intérieur Alain Berset, représentant le Conseil fédéral, s'oppose à ce
postulat pour diverses raisons. Premièrement, un tel rapport existe déjà. Il avait été
publié en mars 2011 en réponse au postulat Heim 09.3484. Le socialiste précise en
outre que des statistiques sur les coûts engendrés par les personnes sans-papiers sont
extrêmement difficiles à établir, notamment en raison du nombre vraisemblablement
important d'entre elles qui ne sont pas assurées et de la situation de clandestinité dans
laquelle elles doivent vivre. Cependant, les chiffres concernant les personnes requérant
l'asile sont connus: si les dépenses moyennes, par personne, de cette catégorie de la
population sont effectivement plus hautes de 8,8%, elles ne représentent au total que
0.67% des coûts totaux à la charge de l'assurance obligatoire des soins. 
Le postulat a été rejeté par 97 voix contre 87 (provenant de l'UDC, du PLR et du PDC) et
4 abstentions. 50

POSTULAT
DATUM: 19.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Auf Initiative der damaligen Nationalrätin Roth-Bernasconi (sp, GE) war 2011 eine
eigenständige Strafnorm geschaffen worden, die die Verstümmelung weiblicher
Genitalien unter Strafe stellt. In einem Postulat forderte Natalie Rickli (svp, ZH) im Jahr
2018 nun die Erarbeitung eines Berichts, der aufzeigen soll, mit welchen Massnahmen
der Schutz von Mädchen und Frauen vor einer Genitalverstümmelung verbessert
werden könnte. Rickli bezog sich in ihrer Begründung auf einen kurz zuvor in der
Sonntags-Zeitung erschienenen Artikel, gemäss welchem bis zum gegebenen Zeitpunkt
noch keine einzige Strafanzeige wegen Genitalverstümmelung eingegangen sei. Sie
verlangte daher vom Bundesrat zu überprüfen, weswegen dies bis anhin nicht der Fall
gewesen sei. Zudem sollte der Bundesrat in seinem Bericht Möglichkeiten zur
Verbesserung der Strafverfolgung aufzeigen. Der Bundesrat beantragte Annahme des
Postulats und der Nationalrat überwies dieses in der Herbstsession 2018
stillschweigend. 51

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
MARLÈNE GERBER
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Das am 19. Juni 2019 eingereichte Postulat Nantermod (fdp, VS) «Für eine
Zuwanderungsregelung, die den Bedürfnissen der Schweiz entspricht» forderte vom
Bundesrat, verschiedene Varianten für ein besseres System zur Regelung der
Zuwanderung aus Drittstaaten zu prüfen. So sei etwa das geltende Kontingentmodell
verbesserungsfähig, auch ein Ersatz des Modells durch ein System, das stärker auf die
Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichtet sei, sei zu prüfen, so Philippe Nantermod. Der
Walliser Freisinnige begründete sein Anliegen mit den Veränderungen, welche die
Migrationspolitik erlebte – etwa durch die Annahme der sogenannten
Masseneinwanderungsinitiative – und den Wirtschaftskrisen von 2008, welche dazu
führten, «dass die Schweiz im Bereich der Einwanderung eine von Vorsicht geprägte
Gesetzgebung erliess». Die Arbeitslosenquote in der Schweiz und Europa sei
unterdessen aber auf ein «historisch tiefes Niveau» gesunken und die Schweizer
Wirtschaft sei darauf angewiesen, dass nun auch das Kontingentierungsmodell
entsprechend modernisiert werde. Insbesondere in der Hightech-Branche drohe sonst
ein Fachkräftemangel, worunter wiederum das Schweizer Innovationsschaffen leiden
könnte. 
Mitunterzeichnet wurde das Postulat von Fathi Derder (fdp, VD), welcher fast zeitgleich
eine ähnlich lautende Motion (19.3882) eingereicht hatte, die auf die Auswirkungen der
Zuwanderung auf die Hightech-Branche fokussierte. Die Motion Derder wurde vom
Bundesrat im August mit Verweis auf das Postulat Nantermod abgelehnt, für dieses
hingegen beantrage er die Annahme.
Die durch die bundesrätliche Empfehlung möglich gewordene stillschweigende
Annahme des Postulates wurde verhindert, weil es durch Andreas Glarner (svp, AG)
bekämpft wurde. Grundsätzlich, so Glarner, unterstütze er Nantermods Anliegen, doch
«bevor das Problem der ungehinderten Zuwanderung» nicht gelöst sei, dürften keine
neuen Anreize zur Einwanderung entstehen. Die Schweiz sei zu dicht bevölkert, liess
Glarner verlauten, und die Zuwanderung trage wesentlich dazu bei: Höhere Mieten, ein
zu hoher Energieverbrauch, Staus im Strassenverkehr und volle Züge im Pendlerverkehr
seien die Folge. Erst müsse man die «Schleusen schliessen», denn danach könne man
gezielt Fachkräfte in die Schweiz einreisen lassen, führte Glarner in der durch seine
Bekämpfung nötig gewordenen Debatte aus. Bundesrätin Keller-Sutter empfahl das
Postulat nach Glarners Einwänden weiterhin zur Annahme, denn der Bundesrat werde
ja nur damit beauftragt, das heutige Zulassungssystem für Arbeitskräfte aus Drittstaaten
zu prüfen und nicht, die «Schleusen zu öffnen». Der Bundesrat beabsichtige keine
Gesetzesänderung, jedoch halte er es für relevant, zu überprüfen, ob gemäss Postulat
Nantermod Optimierungspotenzial zu identifizieren sei. Der Nationalrat folgte den
Empfehlungen der Bundesrätin und nahm das Postulat mit 110 zu 79 Stimmen bei einer
Enthaltung an. 52

POSTULAT
DATUM: 04.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Mit dem im März 2018 eingereichten Postulat «Notwendige Kindesschutzmassnahmen
bei Ausländerinnen und Ausländern» verlangte Yvonne Feri (sp, AG) vom Bundesrat, zur
«kantonalen Praxis von Kindesschutzmassnahmen und dem Widerruf von Aufenthalts-
und Niederlassungsbewilligungen gemäss dem Bundesgesetz über die Ausländerinnen
und Ausländer (AuG)» einen Bericht und gegebenenfalls entsprechende
Verbesserungsvorschläge zu erarbeiten.
Gewisse Migrationsämter, so begründete Feri ihr Anliegen, drohen ausländischen
Sozialhilfebezügern «systematisch» mit dem Entzug ihrer Aufenthalts- oder
Niederlassungsbewilligungen, da das AuG vorsieht, dass das Niederlassungsrecht
widerrufen werden kann, sobald man auf Sozialhilfe angewiesen ist. Durch diese
Drohungen könne es vorkommen, dass bewusst auf «sozialhilfeauslösende
Kindesschutzmassnahmen» verzichtet werde, um den «aufenthaltsrechtlichen Status
der Familie nicht zu gefährden». Dies widerspreche aber der Verpflichtung der Schweiz
gegenüber der UN-Kinderrechtskonvention, das Wohl von Kindern in allen Massnahmen
vorrangig zu berücksichtigen. Vom Bundesrat wollte Feri deshalb wissen, wie von den
Kantonen diese «Widerrufspraxis» ausgestaltet sei und wie viele Kinder von diesen
«angedrohten oder vollzogenen Bewilligungsentzügen» betroffen seien.
Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme im Mai 2018 die Ablehnung des
Postulats und verwies auf den Bericht in Erfüllung eines ähnlichen Postulats (Po.
17.3260), worin er bereits die «Auswirkungen von Kindesschutzmassnahmen auf den
Widerruf von ausländerrechtlichen Bewilligungen untersucht» habe. Auch sei die
Koordination zwischen Beteiligten und Behörden in der Vergangenheit bereits
verbessert worden: Die Behörden wurden verpflichtet, zuständigen kantonalen
Migrationsämtern «unaufgefordert den Bezug von Sozialhilfe durch Ausländerinnen und
Ausländer zu melden», wonach auch die betroffenen Personen über «mögliche
ausländerrechtliche Folgen eines Sozialhilfebezugs informiert» werden; durch den
Sozialhilfebezug allein seien zudem nicht zwingend die Voraussetzungen für ein

POSTULAT
DATUM: 05.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Widerrufsverfahren erfüllt. Ferner sei mit der Änderung des Ausländergesetzes vom
Dezember 2016 präzisiert worden, welche Massnahmen von Kindes- und
Erwachsenenschutzbehörden (Kesb) den Migrationsbehörden unaufgefordert gemeldet
werden müssen, sodass die Migrationsbehörden ihre Entscheide bestmöglich mit der
Kesb abstimmen können. Die Anzahl tatsächlich betroffener Kinder wurde aber bisher
nicht statistisch erfasst, räumte der Bundesrat ein.
Aufgrund des Fehlens ebendieser Statistik, argumentierte Feri schliesslich im März
2020 im Parlament, könne man nicht sicher sein, dass von den zuständigen Stellen
immer zu Gunsten des Kindeswohls gehandelt werde. Die zuständige Justizministerin
Karin Keller-Sutter entgegnete, dass seit 2019 kantonale Migrationsbehörden vom SEM
angewiesen würden, «Kosten für Kinderschutzmassnahmen gesondert zu betrachten».
Sie erachtete deshalb das Anliegen Feris bereits weitgehend als berücksichtigt und
empfahl das Postulat zur Ablehnung.
Ganzheitlich unterstützt wurde das Postulat von Links-Grün, doch die Fraktionen der
FDP und SVP sowie eine fast geschlossene Mitte hielten erfolgreich dagegen: Mit 84 zu
106 Stimmen bei 0 Enthaltungen wurde das Anliegen vom Nationalrat abgelehnt. 53

Une motion Nantermod, acceptée au Conseil national, demandait l'introduction du
bracelet électronique dans la loi fédérale sur les étrangers et l'intégration. Avant son
arrivée au Conseil des États, la CAJ-CE a estimé que le projet était intéressant mais ses
modalités trop peu claires. Ainsi, un postulat serait un outil plus adapté pour faire
avancer la question. Ce texte, qui demande donc au Conseil fédéral d'examiner la
possibilité de remplacer la détention administrative par un bracelet électronique, a été
accepté sans débat par les sénateurs et sénatrices. 54

POSTULAT
DATUM: 17.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Asylpolitik

En septembre 2015, le député Pfister (pdc, ZG) avait déposé un postulat visant à
améliorer l'intégration sur le marché du travail des refugiés reconnus et des étrangers
admis provisoirement. Celui-ci exigeait du Conseil fédéral un rapport présentant les
possibilités de mises en oeuvre de mesures permettant de mieux exploiter le potentiel
de la main d'oeuvre en Suisse. Le député y voit un moyen d'améliorer l'intégration des
réfugiés reconnus et des admis provisoires et également une solution pour empêcher
qu'ils dépendent de l'aide sociale. Le démocrate chrétien va même plus loin, en
demandant aux sept sages d'examiner les possibilités d'accès aux apprentissages pour
les requérants d'asile. Lors du débat au Conseil national, à la session de printemps
2016, le projet a rencontré des oppositions, notamment du côté du camp agrarien. Les
adversaires du postulat craignent un favorisation des étrangers face aux chômeurs
suisses et une augmentation de l'attractivité de la Suisse pour les demandeurs d'asile.
Ils argumentent aussi que l'argent gagné par les étrangers serait envoyé dans leur pays
d'origine, ce qui aurait pour conséquence de permettre à plus de personnes de venir
en Suisse. Selon Luzi Stamm (udc, AG), la situation deviendrait alors très vite hors de
contrôle. Le Conseil Fédéral, représenté par la ministre de la Justice et Police (DFJP)
Simonetta Sommaruga (ps, BE), est lui en faveur du postulat. Le projet est selon les sept
sages en accord total avec la dernière révision de la loi sur l'asile, à savoir des
procédures plus rapides pour déterminer plus vite qui doit partir et qui doit rester, ce
qui permet un meilleur traitement et une meilleure intégration des personnes
autorisées à rester sur le territoire suisse.Plusieurs projets pilotes ont d'ailleurs été
lancés à ces fins. La chambre basse a suivi l'avis du Conseil fédéral à 119 voix contre 59,
avec 8 abstentions. 55

POSTULAT
DATUM: 03.03.2016
SOPHIE GUIGNARD

Im Rahmen der Beratung zum Bericht über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahr 2020 schrieb der Nationalrat in der Sommersession 2021
ein Postulat Pfister (cvp, ZG) als erfüllt ab, das einen Bericht zur Frage gefordert hatte,
wie man die Arbeitsmarktintegration von anerkannten Flüchtlingen und vorläufig
Aufgenommenen verbessern könnte. Der Bundesrat hatte die Abschreibung des
Postulats beantragt mit dem Vermerk, dass dem Anliegen mit dem Bericht zur
Integrationsagenda aus dem Jahr 2018 und dem im Jahr darauf folgenden
bundesrätlichen Entscheid zur Umsetzung der Agenda sowie zur Erhöhung der
Integrationspauschale bereits Rechnung getragen worden sei. Pfister hatte ebenfalls
gefordert, dass Asylsuchende sogleich nach Verteilung auf die Kantone einer Arbeit
nachgehen können sollen. Diesbezüglich hatte der Bundesrat darauf hingewiesen, dass
die Restrukturierung des Asylsystems mit den beschleunigten Asylverfahren hier bereits

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
MARLÈNE GERBER
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entgegenwirke, da seither eine geringere Anzahl an Asylsuchenden überhaupt an die
Kantone zugewiesen und Entscheide früher getroffen würden. Ferner sei mit besagter
Asylgesetzrevision auch das während des ersten halben Jahrs nach Einreise bestehende
Arbeitsverbot aufgehoben worden. 56

Familienpolitik

Dans les années 1980, plus de 11'000 enfants Sri-Lankais ont été adoptés par des
parents européens. Plusieurs enquêtes ont révélé des soupçons de vol ou de vente de
ces enfants. La députée Ruiz (ps, VD) appelle le Conseil fédéral à faire la lumière sur les
adoptions illégales en Suisse dans les années 1980 d'enfants venant du Sri Lanka. Un
rapport sur la véracité des allégations, les mesures prises par les autorités à l'époque et
les informations détenues par celles-ci permettront de rendre justice aux familles ainsi
que d'éventuellement adapter la pratique actuelle. Le Conseil fédéral a proposé
d'accepter le postulat, qui a été combattu par Yves Nidegger (udc, GE) et est donc
renvoyé. 57

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
SOPHIE GUIGNARD
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